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70. Tagung der Gebührenreferenten der Rechtsanwaltskammern 

 

Kurzbericht L II 60 
Berlin, 11.08.2015 

 

 

Die 70. Tagung der Gebührenreferenten fand am 21.03.2015 in Leipzig statt. Generalthema waren 
Vergütungsvereinbarungen. Außerdem befasste sich die Tagung auch in Zusammenarbeit mit dem 
Ausschuss Rechtsanwaltsvergütung mit Nachbesserungsvorschlägen zum 2. KostRMoG, 
insbesondere mit Überlegungen zur Nachbesserung der Nr. 1010 VV RVG sowie zu den zusätzlichen 
Gebühren für die Streitverkündung und das Güterichterverfahren. 

Folgende gemeinsame Auffassungen wurden festgestellt: 

1. Geschäftsgebühr für Testamentsentwurf 

Für die Beratung bei der Formulierung eines eigenhändigen Testaments des Mandanten und den 
Entwurf des Textes hierfür fällt eine Beratungsgebühr an. 

2. Gebührenrechtliche Erfassung der Fälle der Streitverkündung 

Die Tagung war der Auffassung, das Begehren der gebührenrechtlichen Erfassung der Fälle der 
Streitverkündung konzentriert weiter zu verfolgen.  

3. Zusatzgebühr in Nr. 1010 VV RVG 

Der Weg einer Neuregelung der Zusatzgebühr in Nr. 1010 VV RVG soll weiter verfolgt werden. 

4. Dieselbe Angelegenheit im Beratungshilferecht 

Das initiale und das folgende Verwaltungsverfahren sind auch beratungshilferechtlich verschiedene 
Angelegenheiten. Es ist nur ein Berechtigungsschein erforderlich, weil dieser nur den Auftrag 
widerspiegelt, der Grundlage des späteren Vergütungsanspruchs ist. § 4 Abs. 2 BerHG spricht von 
dem „Sachverhalt“, für den Beratungshilfe beantragt wird. 

Es sind beide Angelegenheiten abrechenbar, weil das BerHG in den §§ 2 und 4 keinen eigenen 
Begriff der Angelegenheit kennt. Ist deshalb in § 17 Nr. 1a RVG eine Aufspaltung der 
Verwaltungsverfahren in zwei Angelegenheiten vorgesehen, entsteht die Gebühr nach Nr. 2503 VV 
RVG zweifach. 
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5. Getrennte Klageverfahren der Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft eine gebührenrechtliche 
Angelegenheit? 

Aus der Begründung des Regierungsentwurfs zur Einfügung einer neuen Nr. 1 in § 17 RVG und der 
darauf folgenden Aufhebung des § 15 Abs. 2 Satz 2 RVG ergibt sich, dass jeder Rechtszug eines 
gerichtlichen Verfahrens gebührenrechtlich eine eigene Angelegenheit bildet. Dies soll nach dem 
Wortlaut der Begründung jedoch nichts daran ändern, dass mehrere parallele Rechtsstreitigkeiten in 
jedem Fall jeweils gesonderte Angelegenheiten bilden.  

Für die Vertretung der Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft in getrennten Klageverfahren folgt 
daraus, dass mehrere gebührenrechtliche Angelegenheiten vorliegen. 

6. Unverzügliche Entscheidung/Eilbedürftigkeit bei nachträglicher Beantragung von 
Beratungshilfe? 

Bei nachträglicher Beantragung von Beratungshilfe hat die Erteilung eines Berechtigungsscheines 
unverzüglich zu erfolgen. Das Bedürfnis nach Klarheit über das Ob der Bewilligung von Beratungshilfe 
ist bei nachträglicher Beantragung von Beratungshilfe ebenso gegeben wie bei vorträglicher. 

Darüber hinaus schlug die Tagung vor, verschiedenste gebührenrechtliche praktische Probleme wie 
z. B. die Kürzung der RA-Gebühren durch Sozialgerichte in den regelmäßig stattfindenden 
Gesprächen der RAKn mit der Justiz anzusprechen. 

 

Die 71. Tagung der Gebührenreferenten findet am 26.09.2015 in Potsdam statt. Die Tagung wird sich 
vorrangig mit dem Änderungsbedarf beim RVG befassen und mögliche Gesetzgebungsvorschläge, 
die der AS Rechtsanwaltsvergütung erarbeitet, beraten. 


